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Abstract
In der Schweiz müssen sich Inhaber von sämtlichen Motorfahrzeugausweisen ab dem 70. Altersjahr alle
2 Jahre einer vertrauensärztlichen Kontrolluntersuchung unterziehen. Für Inhaber von Ausweisen
höherer Kategorien (Lastwagenlenker, Taxifahrer, Busfahrer, Fahrlehrer, Verkehrsexperten usw.)
beginnt diese Kontroll- pflicht bereits bei Erwerb der betreffenden Fahrbewilligung, und zwar bis zum
50. Altersjahr alle 5, danach bis zum 70. Lebensjahr alle 3 Jahre (Verkehrszulas- sungsverordnung VZV
Art. 27 Ziff. 1). Die kantonale Behörde kann bei über 70jährigen Lenkern, die nicht über eine höhere
Führerausweiskategorie verfügen, die Untersuchung den behandelnden Ärzten übertragen. Tatsächlich
erfolgt die Kon- trolluntersuchung bei Seniorinnen und Senioren in den meisten Kantonen durch die
Hausärztinnen und Hausärzte, die Kontrollen der Inhaber von höheren Kategorien wird schweizweit
durch speziell bezeichnete, praktisch tätige Ärztinnen und Ärzte ("Vertrauensärzte", "Bezirksärzte",
"Amtsärzte") vorgenommen. Es stellt sich die Frage, ob diese Kontrolluntersuchungen überhaupt
sinnvoll sind, d.h. ob in den obligatorisch zu untersuchenden Kollektiven verkehrsmedizinisch relevante
Probleme bestehen und wenn ja, welche. Im weiteren interessiert, welche Ärzte mit welcher Ausbildung
solche Kontrolluntersuchungen vornehmen sollen und was sie dabei für eine Aufgabe haben, wie eine
Kontrolluntersuchung in ihrem Ablauf und Umfang aussehen soll und wie die Abklärungsergebnisse in
sinnvoller Weise der Behörde mitgeteilt werden können. Schliesslich fragt sich auch, welche
Voraussetzungen diejenigen Personen in der Verwaltung, die letztlich die Beurtei- lungen und
Vorschläge der Ärztinnen und Ärzte in rechtliche Entscheide und Ver- fügungen umsetzen, erfüllen
müssen. Im vorliegenden Beitrag werden diese Punkte hinsichtlich eines aus verkehrsmedizi- nischer
Sicht optimalen Vorgehens näher beleuchtet und mit dem Ist-Zustand ver- glichen werden, um
schliesslich nötige Verbesserungen aufzuzeigen.
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Abstract 
In der Schweiz müssen sich Inhaber von sämtlichen Motorfahrzeugausweisen ab 
dem 70. Altersjahr alle 2 Jahre einer vertrauensärztlichen Kontrolluntersuchung 
unterziehen. Für Inhaber von Ausweisen höherer Kategorien (Lastwagenlenker, 
Taxifahrer, Busfahrer, Fahrlehrer, Verkehrsexperten usw.) beginnt diese Kontroll-
pflicht bereits bei Erwerb der betreffenden Fahrbewilligung, und zwar bis zum 
50. Altersjahr alle 5, danach bis zum 70. Lebensjahr alle 3 Jahre (Verkehrszulas-
sungsverordnung VZV Art. 27 Ziff. 1). Die kantonale Behörde kann bei über 
70jährigen Lenkern, die nicht über eine höhere Führerausweiskategorie verfügen, die 
Untersuchung den behandelnden Ärzten übertragen. Tatsächlich erfolgt die Kon-
trolluntersuchung bei Seniorinnen und Senioren in den meisten Kantonen durch die 
Hausärztinnen und Hausärzte, die Kontrollen der Inhaber von höheren Kategorien 
wird schweizweit durch speziell bezeichnete, praktisch tätige Ärztinnen und Ärzte 
("Vertrauensärzte", "Bezirksärzte", "Amtsärzte") vorgenommen.  
Es stellt sich die Frage, ob diese Kontrolluntersuchungen überhaupt sinnvoll sind, 
d.h. ob in den obligatorisch zu untersuchenden Kollektiven verkehrsmedizinisch 
relevante Probleme bestehen und wenn ja, welche. Im weiteren interessiert, welche 
Ärzte mit welcher Ausbildung solche Kontrolluntersuchungen vornehmen sollen 
und was sie dabei für eine Aufgabe haben, wie eine Kontrolluntersuchung in ihrem 
Ablauf und Umfang aussehen soll und wie die Abklärungsergebnisse in sinnvoller 
Weise der Behörde mitgeteilt werden können. Schliesslich fragt sich auch, welche 
Voraussetzungen diejenigen Personen in der Verwaltung, die letztlich die Beurtei-
lungen und Vorschläge der Ärztinnen und Ärzte in rechtliche Entscheide und Ver-
fügungen umsetzen, erfüllen müssen.  
Im vorliegenden Beitrag werden diese Punkte hinsichtlich eines aus verkehrsmedizi-
nischer Sicht optimalen Vorgehens näher beleuchtet und mit dem Ist-Zustand ver-
glichen werden, um schliesslich nötige Verbesserungen aufzuzeigen. 
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1.  Medizinische Hauptprobleme 
a)  Über 70-jährige Führerausweisinhaber 
Im höheren Lebensalter sind Verkehrsauffälligkeiten und auch die Unfallra-
te in Bezug zu den gefahrenen Kilometern ansteigend. Dieser Anstieg ist zu 
einem grossen Teil auf das erhöhte Auftreten von verkehrsmedizinisch rele-
vanten gesundheitlichen Einschränkungen zurückzuführen.  
Die verkehrsmedizinische Erfahrung hat gezeigt, dass es zweckmässig ist, 
über 70-jährige Motorfahrzeuglenker in drei Gruppen einzuteilen [1]. 
Eine erste Gruppe bilden die gesunden Senioren im Alter zwischen 70 und 80 
Jahren: Die medizinischen Mindestanforderungen werden erfüllt, es liegen 
überdies keine Krankheiten oder Unfallfolgen mit möglicher Beeinträchti-
gung der Fahreignung vor. Diese Gruppe entspricht der überwiegenden 
Mehrheit der über 70-jährigen Lenker und zeigt keine Probleme hinsichtlich 
der Fahreignung. 
Ein zweite Gruppe bilden die gesunden Hochbetagten ab einem Alter von 80 
bis 85 Jahren. Rein altersbedingte physiologische Einschränkungen beim 
gesunden älteren Lenker sind Einschränkungen im Bereich des Bewegungs-
apparates (Kopfdrehen), nachlassende Sehschärfe (relevant bei Nacht- und 
Dämmerungsfahrten) sowie eine kognitive Verlangsamung (abnehmende 
Geschwindigkeit der Informationsaufnahme und -verarbeitung). Der ge-
sunde Betagte kompensiert diese Einschränkungen in der Regel noch für 
einige Zeit, schränkt sich selber in seiner Fahrleistung zunehmend ein und 
verzichtet bei Bemerken von verkehrsrelevanten Leistungsmängeln oftmals 
freiwillig auf den Führerausweis. Der gesunde Betagte erreicht in der Regel 
zwischen 80 und 85 Jahren seine Leistungsgrenze als Autofahrer. Die Lenker 
dieser Gruppe erfüllen formal die medizinischen Anforderungen. Ist die 
Fahreignung in medizinischer Hinsicht gegeben, kann eine Fahrt mit einem 
konzessionierten Fahrlehrer Aufschluss geben über die Fahrfertigkeit.  
Die verkehrsmedizinisch wichtigste dritte Gruppe bilden kranke Personen mit 
verkehrsrelevanten medizinisch bedingten Einschränkungen wie beginnende De-
menz, ungenügendes Sehvermögen, neurologische Erkrankungen (z.B. Fol-
gen von Schlaganfällen, Parkinson-Erkrankung), Kreislauferkrankungen, 
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Diabetes (mit der Möglichkeit einer plötzlichen Bewusstseinsbeeinträchti-
gung infolge Unterzuckerung), motorische Einschränkungen usw. Diese 
Gruppe bildet einen Anteil von höchsten 10–20 % aller zu untersuchenden 
Personen. Die Fahreignung ist dabei oftmals fraglich oder nicht mehr gege-
ben.  
In der Gruppe der kranken Fahrzeuglenker finden sich zur Hälfte Personen 
mit verkehrsrelevanten Hirnleistungsstörungen, insbesondere beginnender 
Demenz-Erkrankung. Die verkehrsrelevanten Auswirkungen einer Demenz-
Erkrankung treten oft schon in einem frühen Krankheitsstadium auf und 
lassen sich nicht kompensieren. Es bestehen Einschränkungen der Einsichts-
fähigkeit, die Lernfähigkeit ist aufgrund der Gedächtnisstörungen meist 
aufgehoben, und es bestehen oftmals Störungen der realitätsgerechten 
Wahrnehmung, der geteilten Aufmerksamkeit, der Informationsverarbei-
tung und -bewertung und der situationsgerechten Verhaltenssteuerung, also 
eine Beeinträchtigung genau derjenigen Hirnleistungsbereiche, die für das 
sichere Lenken eines Motorfahrzeugs von zentraler Bedeutung sind. Zudem 
ist meist eine ausgeprägte Krankheitsuneinsichtigkeit oder eine Unfähigkeit, 
konkrete negative Auswirkungen der Erkrankung auf das Fahrverhalten 
selber zu erkennen, vorhanden.  
Rund ein Viertel der "kranken Personen" weist ein ungenügendes Sehver-
mögen auf. Hauptprobleme bilden dabei ungenügende Sehschärfe und Ge-
sichtsfeldeinschränkungen. In vielen Fällen ist der sogenannte "graue Star", 
eine altersbedingte Trübung der Linse, Ursache für eine herabgesetzte  
Sehschärfe, zusätzlich besteht bei dieser Erkrankung eine extrem erhöhte 
Blendempfindlichkeit. Durch einen operativen Linsenersatz kann die Sehfä-
higkeit oft so weit verbessert werden, dass die betreffende Person die Min-
destanforderungen bezüglich Sehvermögen wieder erfüllt.  
b)  Inhaber von Führerausweisen höherer Kategorien 
Die medizinischen Mindestanforderungen für Inhaber von Führerausweisen 
der 1. und 2. medizinischen Gruppe sind sehr viel höher als diejenigen der 
Personenwagen- und Motorradlenker. Nicht nur im Bereich der Sehfähig-
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keit, sondern auch bei allen anderen körperlichen und psychischen Fähigkei-
ten wird ein strengerer Massstab angelegt, und manche Krankheitszustände, 
bei denen das Lenken eines Personenwagens noch gestattet werden kann, 
gelten bei den höheren Kategorien als Ausschlussgrund. Insgesamt muss 
also bei Bus-, Lastwagen- und Taxilenkern eine viel höherere Leistungsre-
serve als bei Personenwagenlenkern bestehen. Begründet wird dies durch 
folgende Faktoren: Bei Berufsfahrern besteht oftmals ein Fahrzwang auch 
bei schwierigen Fahrbedingungen (Nacht, schlechte Sicht, vereiste Fahrbah-
nen usw.), es werden 8 oder mehr Stunden täglich am Steuer verbracht, es 
handelt sich um grosse, schwere Gefährte mit erheblichem Gefahrenpoten-
tial und es werden Personen oder Gefahrengüter transportiert.  
Bei Inhabern von höheren Führerausweiskategorien handelt es sich um ein 
Kollektiv im Alter von 20 bis 70 Jahren. Somit stehen nicht Hirnleistungsstö-
rungen im Rahmen von Demenzzuständen, sondern krankheitsbedingte 
körperliche und psychische Einschränkungen sowie Auswirkungen von 
Suchtkrankheiten im Vordergrund. Konkret sind folgende verkehrsrelevante 
Problemkreise anzutreffen: Diabetes mellitus Typ 2 ("Altersdiabetes") mit 
Insulinbehandlung, Herz-Kreislauf-Probleme, neurologische Erkrankungen 
(Epilepsie, Multiple Sklerose, Parkinson usw.), Einschränkung der Sehleis-
tung, erhöhte Tagesschläfrigkeit aufgrund eines Schlaf-Apnoe-Syndroms, 
Alkoholüberkonsum, Drogenkonsum (auch Cannabis), Medikamentenein-
nahme bei Schmerzzuständen, pychische Erkrankungen.  
2.  Anforderungen an eine sinnvolle verkehrsmedizinische Kontrollunter-
suchung 
a)  Sinn und Zweck der Kontrolluntersuchung 
Kontrolluntersuchungen dienen in erster Linie dazu, dass medizinisch nicht 
mehr fahrgeeignete Personen erkannt und allenfalls vom motorisierten Ver-
kehr ferngehalten werden können, dies in zwei relevanten Kollektiven, näm-
lich einerseits bei den Inhabern von höheren Führerausweiskategorien, die 
über erhöhte medizinische Anforderungen und über eine grosse Leistungs-
reserve verfügen müssen, andererseits bei den über 70-jährigen Führeraus-
weisinhabern, bei denen eine erhöhte Wahrscheinlichkeit von verkehrsme-
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dizinisch relevanten Krankheitszuständen (insbesondere Zustände mit Hirn-
leistungseinschränkungen) vorliegt und dabei oftmals die Fähigkeit zur 
Einsicht in die vorhandenen Defizite fehlt. Die Erkennung der nicht fahrge-
eigneten Personen führt nicht obligat zur Aberkennung des Führerauswei-
ses. In manchen Fällen kann durch geeignete Massnahmen, z.B. durch The-
rapieumstellung, Fahrzeuganpassung, Augenoperation, Einhalten von ge-
wissen Bedingungen (Auflagen) usw. die fehlende Fahreignung wiederher-
gestellt werden.  
Die periodisch angesetzten Kontrolltermine bilden überdies für den Führer-
ausweisinhaber Meilensteine oder Fixpunkte, bei denen er gezwungen ist, 
auch sich selber Rechenschaft über seine Fahreignung abzulegen. Dies hat 
auch eine gewisse "prophylaktische" Wirkung: Über 80-jährige Motorfahr-
zeuglenker verzichten in der Regel irgendwann freiwillig auf ihren Ausweis, 
der Auslöser bildet dabei die wiederum anstehende Kontrolluntersuchung, 
und Inhaber von höheren Kategorien achten vermehrt auf ihren Gesund-
heitszustand und lassen allfällige Krankheiten und Einschränkungen (z.B. 
Sehschärfe, Bluthochdruck) besser behandeln und korrigieren.  
Unter "Fahreignung" (früher auch Führer- oder Fahrtauglichkeit genannt) 
versteht man die allgemeinen, zeitlich nicht umschriebenen und nicht ereignisbe-
zogenen psychischen und physischen Voraussetzungen des Individuums zum siche-
ren Lenken eines Motorfahrzeuges im Strassenverkehr [2]. Im Strassenverkehrs-
gesetz (SVG) ist dies sinngemäss in Art. 14 Abs. 2 festgehalten: "Lernfahr- und 
Führerausweise dürfen nicht erteilt werden, wenn der Bewerber ...b) nicht über eine 
körperliche und geistige Leistungsfähigkeit verfügt, die zum sicheren Führen von 
Motorfahrzeugen ausreicht" oder "c) an einer die Fahreignung ausschliessenden 
Sucht leidet". Falls eine dieser Bedingungen bei einem Führerausweisinhaber 
vorliegt, muss der Ausweis gemäss Art. 16d auf unbestimmte Zeit entzogen 
werden. Zudem müssen die medizinischen Mindestanforderungen gemäss 
Anhang 1 der Verkehrszulassungsverordnung (VZV) erfüllt sein.  
Die untersuchende Arztperson hat demnach festzustellen, ob die medizini-
schen Mindestanforderungen gemäss Verkehrszulassungsverordnung er-
füllt werden und ob Krankheiten, Unfallfolgen oder anderweitige medizi-
nisch bedingte Zustände vorliegen, die das sichere Lenken eines Motorfahr-
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zeuges in Frage stellen könnten. Die Ärztin oder der Arzt hat aber nicht 
abzuklären, "wie gut" der Betreffende fährt, falls keine medizinisch beding-
ten Einschränkungen vorliegen. 
b)  Wer soll die Kontrolluntersuchung vornehmen? 
Gemäss VZV Art. 27 Abs. 1 handelt es sich grundsätzlich um "vertrauensärzt-
liche Kontrolluntersuchungen". Laut Art. 27 Abs. 2 lit. a "kann die kantonale Be-
hörde die Kontrolluntersuchungen den behandelnden Ärzten übertragen", falls es 
sich nicht um Inhaber von höheren Ausweiskategorien handelt. Dies bedeu-
tet, dass die Untersuchung der über 70-jährigen Lenker vom Hausarzt 
durchgeführt werden kann, die Kontrolle der Inhaber von höheren Katego-
rien ist dagegen speziellen "Vertrauensärzten" vorbehalten.  
Die Vornahme der Kontrolluntersuchung von Bus-, Lastwagen- und Taxi-
lenkern durch spezielle Vertrauensärzte ist aus verkehrsmedizinischer Sicht 
sinnvoll. Die Fahreignungsbeurteilung ist bei diesem Kollektiv anspruchs-
voll, da die medizinischen Mindestanforderungen sehr hoch sich und sich 
bei vielen Krankheitsbildern hinsichtlich der Fahreignung Probleme erge-
ben, die beim Privatfahrzeuglenker aufgrund der niedrigeren Anforderun-
gen nicht auftreten. Der "Vertrauensarzt" sollte aber dank seinen speziellen 
verkehrsmedizinischen Kenntnissen und seiner grösseren verkehrsmedizini-
schen Erfahrung mit diesen Problemen besser umgehen können, obwohl er 
seine vertrauensärztliche Tätigkeit in der Regel als niedergelassener Fach-
arzt für Allgemeinmedizin oder Innere Medizin im Nebenamt ausübt. Nach-
teilig wirkt sich aus, dass er die betreffenden Ausweisinhaber in der Regel 
nicht kennt und somit über keinen Längsschnitt der gesundheitlichen Bio-
graphie verfügt.  
In den meisten Kantonen der Schweiz werden die Kontrolluntersuchungen 
von über 70-jährigen Lenkern von den "behandelnden Ärzten", sprich Haus-
ärzten, durchgeführt, dies in Anwendung von Art. 27 Abs. 2 lit. b). Die Erst-
abklärung durch den Hausarzt bietet viele Vorteile. Die möglicherweise 
bereits seit langem bestehende Arzt-Patient-Beziehung ist bei der Beurtei-
lung oft hilfreich, da dadurch die Krankengeschichte in ihrem ganzen 
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Längsschnitt bekannt ist. Das Ziel der verkehrsmedizinischen Kontrollunter-
suchung besteht nicht darin, möglichst vielen Fahrzeuglenkern die Fahreig-
nung abzusprechen, sondern wenn immer möglich die aktive Teilnahme am 
motorisierten Strassenverkehr durch geeignete medizinische und technische 
Massnahmen zu erhalten. Da der behandelnde Hausarzt nicht nur bezüglich 
Anamnese, sondern auch über die persönlichen Verhältnisse und das soziale 
Umfeld meist umfassend informiert ist, kann er diesbezüglich frühzeitig 
und unter optimalem Einsatz der vorhandenen Ressourcen Einfluss nehmen 
[3]. Das Thema der Fahreignung kann dabei auch ausserhalb der periodi-
schen Kontrolluntersuchung kontinuierlich angesprochen werden.  
Bei den Kontrolluntersuchungen von über 70-Jährigen handelt es sich um 
ein Massengeschäft. In der Schweiz verfügen rund 800'000 Personen über 70 
Jahre über einen Führerausweis, allein im Kanton Zürich sind dies 80'000 
Lenker. Berücksichtigt man weiter, dass rund 90 % aller untersuchten Perso-
nen keine verkehrsrelevanten Einschränkungen aufweisen, erscheint die 
Hausärztin oder der Hausarzt als die richtige Anlaufstelle, insbesondere da 
dadurch auch logistische und administrative Abläufe vereinfacht werden 
und somit die Untersuchung beim Hausarzt bequemer und kostengünstiger 
durchzuführen ist.  
Bei der Beurteilung der Fahreignung trägt der untersuchende Arzt eine 
grosse Verantwortung, indem er die Interessen des Individuums gegenüber 
demjenigen der Allgemeinheit abzuwägen hat. Der behandelnde Hausarzt 
muss sein übliches therapeutisches Verhältnis unterbrechen und für kurze 
Zeit die Rolle eines möglichst neutralen, objektiv urteilenden Begutachters 
einnehmen. Dies gelingt ohne Schwierigkeiten, solange keine Gründe vor-
liegen, die die Fahreignung ausschliessen würden. Ist aber die Fahreignung 
definitiv in Frage gestellt, kann die Stellung des Hausarztes als beurteilende 
Instanz problematisch werden. Der uneinsichtige Proband fühlt sich mögli-
cherweise vom Hausarzt verraten, und das Vertrauensverhältnis wird ge-
stört. Der Arzt seinerseits muss um seinen Patienten als Kunden bangen, 
und er befürchtet nicht selten auch eine finanzielle Einbusse. Es ist deshalb 
zwingend nötig, dass für den untersuchenden Hausarzt die Möglichkeit einer 
niederschwelligen Weiterweisung des Untersuchten an eine spezielle verkehrsmedi-
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zinische Abklärungstelle besteht, falls sich aufgrund gewisser Befunde Zweifel 
an der Fahreignung ergeben oder die Fahreignung aus Sicht des Hausarztes 
klar nicht mehr gegen ist, er aber die endgültige Beurteilung aus oben er-
wähnten Gründen nicht selber vornehmen will. Dem untersuchenden Haus-
arzt kommt somit eine eigentliche Triagefunktion zu, und im Falle von Auf-
fälligkeiten erfolgt eine eingehendere Abklärung beim Spezialisten.  
c)  Anforderungen an die untersuchenden Ärztinnen und Ärzte 
Sowohl für die Ärztinnen und Ärzte, die Kontrollunterschungen für über 70-
Jährige durchführen, wie auch für "Vertrauensärzte", die für die höheren 
Kategorien zuständig sind, gelten folgende Anforderungen [4]: Tätigkeit als 
praktizierender Arzt mit allgemeinmedizinischer oder internistischer Praxis, 
Kenntnis der verkehrsrelevanten gesetzlichen Grundlagen, Kenntnis der 
wichtigsten verkehrsmedizinischen Problemstellungen und deren Beurtei-
lung bei Inhabern von Führerausweisen der dritten medizinischen Gruppe 
(Privatfahrzeuglenker von Fahrzeugen bis 3.5 Tonnen Gesamtgewicht) so-
wie Kenntnis der Möglichkeiten zur Anordnung von Spezialuntersuchun-
gen oder zur Weiterweisung an spezielle verkehrsmedizinische Untersu-
chungsstellen.  
Vertrauensärzte, die Inhaber von höheren Kategorien untersuchen, sollten 
zudem über spezifische Kenntnisse der Mindestanforderungen der 1. und 
2. medizinischen Gruppe verfügen, zudem sollten sie die Auswirkungen 
von häufig vorkommenden Erkrankungen und Unfallfolgen auf die Fahr-
eignung der höheren Kategorien kennen, was eine spezifische Aus- und 
Weiterbildung in Verkehrsmedizin voraussetzt.  
Von grossem Vorteil wäre, wenn die Möglichkeit bestehen würde, sich bei 
Unklarheiten oder Grenzfällen von einer verkehrsmedizinischen Abklä-
rungsstelle beraten zu lassen.  
d)  Umfang und Ablauf der Kontrolluntersuchung 
Wie bereits in Kapitel 2a angeführt, soll bei der Kontrolluntersuchung fest-
gestellt werden, ob die medizinischen Mindestanforderungen gemäss Ver-
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kehrszulassungsverordnung erfüllt sind und/oder ob Krankheiten, Unfall-
folgen oder anderweitige medizinisch bedingte Zustände vorliegen, die das 
sichere Lenken eines Motorfahrzeuges in Frage stellen könnten. Bei der Vor-
nahme einer Kontrolluntersuchung gelten wie bei einer anderen ärztlichen 
Abklärung und Behandlung die ärztliche Sorgfaltspflicht (OR Art. 398) und 
zudem die Gesetzesbestimmungen betreffend Ausstellung eines ärztlichen 
Zeugnisses (StGB 318). Der Umstand, dass die zu untersuchende Person 
möglicherweise die Praxis seit Jahren regelmässig aufsucht, entbindet den 
Untersucher nicht von einer zielgerichteten Erhebung der verkehrsrelevan-
ten Vorgeschichte und einer adäquaten klinischen Untersuchung.  
Bei der Erhebung der Vorgeschichte (Anamnese) ist zu beachten, dass Motor-
fahrzeuglenker, die in der hausärztlichen Praxis zur periodischen Überprü-
fung der Fahreignung erscheinen, keine "Patienten" im eigentlichen Sinn 
darstellen. Es handelt sich vielmehr um "Probanden", die nicht daran inte-
ressiert sind, alle möglichen medizinisch bedingten Einschränkungen, die 
den Erhalt des Führerausweises gefährden könnten, offenzulegen. Der un-
tersuchende Arzt muss diesem Umstand Rechnung tragen, indem er bei-
spielsweise bei der Anamneseerhebung verkehrsmedizinisch wichtige 
Krankheiten oder Zustände explizit anspricht. Zusätzlich zur allgemein üb-
lichen Anamnese allfälliger Vorerkrankungen und Unfallfolgen sind zu 
erfragen: plötzliche Bewusstlosigkeiten (Synkopen), Bewusstseinstrübun-
gen, Epilepsie, Schwindelanfälle; Behandlungen wegen Alkohol- und Medi-
kamentenkonsum; psychische Erkrankungen, psychiatrische Behandlungen; 
Abklärungen wegen Hirnleistungsstörungen; Diabetes mellitus, andere 
Stoffwechselstörungen; vermehrte Tagesmüdigkeit, Einschlafneigung.  
In der klinischen Untersuchung sind die Schwerpunkte gemäss den in der 
Verkehrzulassungsverordnung VZV Anhang 1 festgelegten medizinischen 
Mindestanforderungen zu setzen. Insbesondere die Untersuchung der Sin-
nesorgane nimmt einen grösseren Stellenwert ein als bei anderen Routine-
Untersuchungen.  
Bei einer Allgemeinuntersuchung werden die üblichen körperlichen Befun-
de erhoben wie Grösse, Gewicht, Allgemeinzustand, Puls und Blutdruck, 
Untersuchung von Herz und Lungen, Einschränkungen im Bereich des Be-
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wegungsapparates (Kopfdrehen!), Sensibilität, Reflexe, Gleichgewicht, 
Koordination. Bei der Augenuntersuchung sind Sehschärfe, Gesichtsfeld 
und Augenbeweglichkeit zu prüfen. Zudem soll auf Zeichen von Suchter-
krankungen geachtet werden. Bereits im zuvor erfolgten Gespräch ergeben 
sich möglicherweise psychische Auffälligkeiten. Bei über 70-Jährigen ist die 
Suche nach Verdachtsmomenten einer beginnenden Hirnleistungsstörung 
von zentraler Bedeutung.  
Solche Alarmsymptome sind beispielsweise allgemeine Verhaltensauffällig-
keiten (setzt sich auf Arztstuhl, verirrt sich in der Praxis usw.), Zeichen von 
beginnender Verwahrlosung (z.B. unsaubere Kleidung), ungenaues und 
ausschweifendes Antworten auf gestellte Fragen, inadäquates Verhalten auf 
Anweisungen, "Klebenbleiben" am gleichen Thema, Wortfindungsstörungen 
und unvollständige Satzbildung, auffällige Verlangsamung sowie umständ-
liches oder unzweckmässiges Vorgehen beim Ent- und Ankleiden.  
Sind klinisch keine Auffälligkeiten und keine Verdachtsmomente vorhan-
den, erübrigen sich in der Regel weitere Zusatzuntersuchungen bezüglich 
Hirnleistungsstörungen. Andernfalls können einfache Kurztests (Minimen-
tal-Status, Uhrentest, Trail-Making-Test) den Verdacht einer Hirnleistungs-
störung bestätigen. Diese Zusatzuntersuchungen machen möglicherweise 
einen zweiten Untersuchungstermin nötig. Zu beachten ist, dass isolierte 
Ergebnisse einzelner Kurztests wenig Auskunft über die Fahreignung ge-
ben. Deutliche Auffälligkeiten in den Kurztests bestätigen aber das Vorlie-
gen einer verkehrsrelevanten Hirnleistungsstörung.  
Weitere Zusatzuntersuchungen wie Elektrokardiogramm, Drogenschnelltest 
und Blutuntersuchungen sind nur in Ausnahmefällen und meist auch nur 
bei Inhabern von höheren Kategorien angebracht.  
Bei der ärztlichen Beurteilung der Fahreignung ergeben sich 4 Möglichkei-
ten:  
− Die medizinischen Mindestanforderungen werden erfüllt, und es lie-
gen keine Krankheiten, Unfallfolgen oder anderweitige medizinisch 
bedingte Zustände vor, die das sichere Lenken eines Motorfahrzeuges 
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in Frage stellen könnten. In diesem Fall kann die Fahreignung ohne Auf-
lagen befürwortet werden.  
− Die Fahreignung kann nur unter bestimmten Bedingungen (Auflagen) be-
fürwortet werden (Beispiele: Brillentragen, Kontrolle und Behandlung 
einer bestimmten Erkrankung, Fristverkürzung für die nächste Kon-
trolluntersuchung usw.). Die Auflagen müssen dem Zweck angemes-
sen und kontrollierbar sein, sie dürfen überdies den medizinischen 
Mindestanforderungen sowie den Anforderungen gemäss SVG Art. 14 
Abs. 2 nicht widersprechen.  
− Die Fahreignung ist fraglich, weil Krankheitszustände oder Unfallfolgen 
vorliegen, die möglicherweise negative Auswirkung auf die das siche-
re Lenken eine Motorfahrzeuges haben. In diesem Fall ist eine zusätz-
liche Beurteilung durch einen verkehrsmedizinisch geschulten Amts-
arzt/Vertrauensarzt oder eine spezielle verkehrsmedizinische Abklä-
rungsstelle angezeigt.  
− Die Fahreignung ist nicht mehr gegeben, da die medizinischen Mindest-
anforderungen nicht erfüllt sind oder anderweitige Krankheiten oder 
Zustände vorliegen, die die Fahreignung ausschliessen. In diesem Fall 
bleiben dem Untersucher drei Möglichkeiten: Erstens kann er den be-
treffenden Führerausweisinhaber über die fehlende Fahreignung 
orientieren und ihn zu einem freiwilligen Ausweisverzicht bewegen, 
zweitens kann er das negative Untersuchungsresultat mit einer kurzen 
Begründung der Behörde übermitteln, worauf behördlicherseits ein 
Führerausweisentzug angeordnet wird, oder er kann drittens als be-
handelnder Arzt in den Ausstand treten und der Behörde eine Unter-
suchung bei einer verkehrsmedizinischen Abklärungsstelle vorschla-
gen.  
Der Einbezug eines Fahrlehrers in die medizinische Fahreignungsbeurteilung bei 
unklaren oder grenzwertigen Fällen mit Vorliegen von medizinisch beding-
ten Einschränkungen muss aus verkehrsmedizinischer Sicht klar abgelehnt 
werden, da hiermit medizinische Beurteilungen an medizinische Laien dele-
giert würden. Der Fahrlehrer verfügt in der Regel nicht über die nötigen 
Voraussetzungen, um die Auswirkungen der bestehenden Krankheitszu-
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stände auf das sichere Lenken eines Motorfahrzeuges objektiv beurteilen zu 
können. Die Beurteilung des Fahrlehrers ist überdies auch rechtlich nicht 
bindend. Fahrkurse und Fahrberatungen für Seniorinnen und Senioren sind 
ausserordentlich wertvoll für die Verbesserung der Verkehrssicherheit, set-
zen aber eine medizinisch erfüllte Fahreignung voraus (Gruppe der gesun-
den Senioren und der gesunden Hochbetagten).  
Aus verkehrsmedizinischer Sicht stellen sich an eine sinnvolle Kontrolluntersu-
chung folgende Anforderungen: Es soll eine objektive Beurteilung der Fahreig-
nung aus medizinischer Sicht erfolgen. Der Zeitbedarf beträgt in der haus-
ärztlichen oder internistischen Praxis bei unkomplizierten Fällen rund 20 bis 
30 Minuten. Die Abklärung sollte eine möglichst gute Sensitivität und Spezi-
fität besitzen, das heisst eine möglichst gute Empfindlichkeit bezüglich der 
Erfassung von nicht geeigneten Motorfahrzeuglenkern und eine möglichst 
gute Richtigkeit der negativen Resultate. Zudem sollte die Untersuchung 
zweckmässig und kostengünstig sein und darf deshalb keine unnötigen 
Untersuchungsschritte beinhalten [5]. Es sei an dieser Stelle erwähnt, dass 
die Kosten für verkehrsmedizinische Untersuchungen von den Krankenkas-
sen nicht übernommen werden.  
e)  Die Rolle der Untersuchungsformulare 
Das Ergebnis der Kontrolluntersuchung wird auf einem amtlichen Formular 
zuhanden des zuständigen Strassenverkehrsamtes eingetragen. Diese For-
mulare werden von den kantonalen Strassenverkehrsämtern sehr verschie-
den ausgestaltet. Eigentlich müssten sich die Formulare gemäss Verkehrszu-
lassungsverordnung nach den Anhängen 2 und 3 VZV richten. Diese Vorga-
be ist aber völlig veraltet und unzweckmässig. Sie enthält beispielsweise 
Untersuchungselemente, die gemäss den aktuell gültigen Mindestanforde-
rungen nicht mehr nötig sind wie z.B. der Farbensinn, und Angaben über 
verkehrsmedizinisch wichtige Erkrankungen sind bei der Anamneseerhe-
bung (Befragung über die medizinische Vorgeschichte) nicht aufgeführt. 
Ausserdem werden völlig veraltete, nicht mehr gebräuchliche Begriffe wie 
"Geisteskrankheiten" oder "Psychopathien" verwendet.  
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Das Beurteilungsformular zuhanden der Behörde (Anhang 3) ist sehr knapp 
gehalten. Sehschärfewerte müssen nicht angegeben werden, Rubriken für 
die Begründung einer allfälligen Ablehnung, einer Anordnung einer Spe-
zialuntersuchung oder einer Kontrollfristverkürzungen fehlen. Ebenfalls 
fehlen Vorschläge von häufig vorkommenden und sinnvollen Auflagen. 
Manche Kantone haben diese Unzulänglichkeiten längst erkannt und eigene, 
sinnvollere Untersuchungsformulare kreiert. Dies hat dazu geführt, dass in 
der Schweiz in praktisch allen Kantonen in Art und Umfang völlig verschie-
dene Formulare verwenden, was unter dem Aspekt der Gleichbehandlung 
völlig unbefriedigend ist.  
Ein sinnvolles Untersuchungsformular muss folgende Voraussetzungen 
erfüllen: Die wichtigsten verkehrmedizinischen Erkrankungen sollen sozu-
sagen als Checkliste für den Arzt aufgeführt sein, und die zu untersuchen-
den Elemente in der klinischen Abklärung müssen im Einklang stehen zu 
den medizinischen Mindestanforderungen, was dazu führt, dass für die 
Untersuchung der über 70-Jährigen nicht die gleichen Untersuchungsformu-
lare verwendet werden können wie für die Inhaber von höheren Kategorien. 
Das Beurteilungsformular zuhanden der Behörde soll sicherstellen, dass die 
wichtigsten verkehrsmedizinisch relevanten Krankheiten und Zustände bei 
der Kontrolluntersuchung berücksichtigt werden. Beispielsweise sollte die 
Sehschärfe eingetragen und das Fehlen von Hinweisen auf eine verkehrsre-
levante Hirnleistungsstörung bei über 70-Jährigen explizit bestätigt werden. 
Zudem sollte der Untersucher in einer speziellen Rubrik die Möglichkeit 
haben, auf dem Formular auf einfache Weise eine Abklärung bei einer Spe-
zialuntersuchungsstelle zu beantragen. Das Aufführen der gebräuchlichsten 
Auflagen auf dem Beurteilungsbogen ist ebenfalls sehr sinnvoll. Auf diese 
Weise wird der Untersucher in seiner Kontrolltätigkeit "geführt", und die 
Behörde verfügt über ausreichende Grundlagen, um allfällige Unklarheiten 
erkennen zu können.  
Im Kanton Zürich wurden in den letzten Jahren solche Formulare in einer 
engen Zusammenarbeit des Strassenverkehrsamtes mit der verkehrsmedizi-
nischen Abklärungsstelle entwickelt und laufend optimiert. Der Einsatz 
dieser Formulare hat sich in der Praxis bestens bewährt.  
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f)  Würdigung der Untersuchungsresultate durch die Behörde 
Bei Schlussfolgerungen in den Beurteilungsformularen der untersuchenden 
Ärzte handelt es sich im Grunde genommen nur um Empfehlungen an die 
Behörde, die ihrerseits die Rechtsfrage der Fahreignung letztlich zu beant-
worten hat [6]. Die Behörde hat somit die Aufgabe, die Sachverhaltsabklä-
rung (ärztliche Kontrolluntersuchung) vor der Beantwortung der Rechtsfra-
ge zu würdigen. Obwohl es sich beim Beurteilungsformular der Kontrollun-
tersuchung formal nicht um ein eigentliches Gutachten handelt, muss sich 
die Behörde folgende Fragen stellen: Ist der Bericht verständlich, vollständig 
und nachvollziehbar? Sind Widersprüchlichkeiten vorhanden? Sind Rück-
fragen erforderlich? Um diesen Ansprüchen zu genügen, muss die Behörde 
das Beurteilungsformular lesen, verstehen und die ärztlichen Angaben 
überprüfen können. Sie muss die Möglichkeit haben, beim untersuchenden 
Arzt Rückfragen zu tätigen. Zudem hat sie die Aufgabe, die vorgeschlage-
nen Auflagen auf ihre Anwendbarkeit zu überprüfen und entsprechend 
umzusetzen. Ausserdem muss sie entscheiden können, in welchen Fällen 
Zusatzuntersuchungen angeordnet werden müssen. All diese Anforderun-
gen setzen das Vorhandensein eines gewissen verkehrsmedizinischen 
Grundwissens und im weiteren die Möglichkeit zur Beratung durch eine 
verkehrsmedizinische Fachperson voraus.  
3.  Aktuelle Problempunkte und Handlungsbedarf 
Das Fehlen von einheitlichen Richtlinien bezüglich Art und Umfang der 
Kontrolluntersuchungen und von einheitlichen Untersuchungs- und Beur-
teilungsformularen führt dazu, dass die Kontrolluntersuchungen von Kan-
ton zu Kanton sowohl in qualitativer wie auch in quantitativer Hinsicht 
recht unterschiedlich ausfallen und die Behörde teilweise gar nicht in der 
Lage ist, die ärztlichen Angaben zu überprüfen und die Verantwortung der 
Entscheidung über die Fahreignung selber wahrzunehmen. Dazu kommen 
unterschiedliche (z.T. auch fehlende) verkehrsmedizinische Kenntnisse so-
wohl der untersuchenden Ärzte wie auch der Sachbearbeiter der zuständi-
gen Behörde. Schliesslich fehlen in manchen Gebieten der Schweiz qualifi-
zierte verkehrsmedizinische Abklärungsstellen mit entsprechend ausgebil-
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deten Fachpersonen. All dies führt nicht nur zu einer Ungleichbehandlung 
der betreffenden Führerausweisinhaber, sondern einerseits auch dazu, dass 
medizinisch nicht geeignete Lenker ungenügend erfasst werden, und ande-
rerseits zu seltsamen Auswüchsen im Abklärungsweg (Einbezug von Fahr-
lehrern in die medizinische Fahreignungsbeurteilung, Durchführen von 
aufwändigen, kostspieligen Zusatzuntersuchungen mit fraglicher Aussage-
kraft wie z.B. Fahrsimulator-Tests).  
Aus dieser Situation ergibt sich ein grosser Handlungsbedarf. In erster Linie 
sollten schweizweit einheitliche Richtlinien bezüglich Art und Umfang der 
Untersuchung sowie bezüglich der Untersuchungs- und Beurteilungsformu-
lare erlassen werden. Diese Richtlinien müssen in Einklang mit den gelten-
den Vorschriften, insbesondere mit den medizinischen Mindestanforderun-
gen gemäss der sich zurzeit in Revision befindenden Verkehrszulassungs-
verordnung VZV stehen. Aus verkehrsmedizinischer Sicht müsste hier der 
Bund als rechtsetzendes Organ eine aktive Rolle übernehmen und damit 
Klarheit im bisherigen föderalistischen Wirrwarr schaffen. Zweitens muss 
die Weiter- und Fortbildung der untersuchenden Ärzte und der Sachbear-
beiter dringend verbessert und vereinheitlicht werden. Drittens sollten die 
untersuchenden Ärzte in allen Kantonen Zugang zu einer verkehrsmedizini-
schen Spezialabklärungsstelle erhalten, und eine  
Verbesserung der Zusammenarbeit der Behörden mit den untersuchenden 
Ärzten und den Spezialabklärungsstellen ist anzustreben.  
4.  Zusammenfassung und Ausblick 
In der Schweiz unterliegen zwei grosse Kollektive von Führerausweisinha-
bern einer periodischen medizinischen Kontrolluntersuchung bezüglich der 
medizinischen Fahreignung, nämlich die Inhaber von höheren Führeraus-
weiskategorien und alle Motorfahrzeuglenker ab dem 70. Altersjahr. Diese 
Kontrolluntersuchungen haben die Aufgabe, medizinisch nicht mehr fahr-
geeignete Personen zu erkennen und vom motorisierten Verkehr fernzuhal-
ten.  
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Bei Berufsfahrern bestehen bezüglich den medizinischen Mindestanforde-
rungen hohe Ansprüche an den Gesundheitszustand, dies vor allem im 
Hinblick auf eine möglichst grosse Leistungsreserve. Krankheits- oder un-
fallbedingte körperliche oder psychische Erkrankungen oder Suchtleiden 
können die Fahreignung bereits in einem frühen Krankheitsstadium negativ 
beeinflussen. Bei den über 70-Jährigen treten gehäuft Hirnleistungsstörun-
gen (z.B. beginnende Demenz) und Einschränkungen der Sehleistung auf, 
nicht selten kombiniert mit dem Fehlen der Einsichtsfähigkeit in die vor-
handenen Defizite. Unter diesen Aspekten sind die Kontrolluntersuchungen 
aus verkehrsmedizinischer Sicht sehr sinnvoll. Diese Aussage wird durch 
die Ergebnisse von zwei aktuellen Studien, die sich mit Senioren und Ver-
kehrssicherheit in Schweiz befassen, bestätigt [7,8].  
Es ist sinnvoll, die Kontrolluntersuchungen von Inhabern von höheren Ka-
tegorien von Bus-, Lastwagen- und Taxilenkern durch spezielle Vertrauens-
ärzte vornehmen zu lassen. Die Fahreignungsbeurteilung ist bei diesem 
Kollektiv anspruchsvoll, da die medizinischen Mindestanforderungen sehr 
hoch sind und sich bei vielen Krankheitsbildern hinsichtlich der Fahreig-
nung Probleme ergeben, die beim Privatfahrzeuglenker aufgrund der nied-
rigeren Anforderungen nicht auftreten.  
Die Erstabklärung der über 70-Jährigen durch Hausärztinnen und Hausärzte 
bietet gegenüber einem Modell, bei dem auch die älteren Lenker von spe-
ziellen Vertrauensärzten untersucht werden, viele Vorteile. Dabei ist auch zu 
berücksichtigen, dass bei rund 90 % der kontrollpflichtigen Seniorinnen und 
Senioren keine verkehrsmedizinisch relevanten Einschränkungen vorliegen. 
Für den Hausarzt muss aber bei Zweifeln an der Fahreignung die Möglich-
keit einer niederschwelligen Weiterweisung des Untersuchten an eine ver-
kehrsmedizinische Abklärungsstelle bestehen. Somit übernimmt die Haus-
ärztin oder der Hausarzt eine eigentliche "Triagefunktion". Sowohl die Erst-
untersuchung wie auch allfällige Zusatzabklärungen sollen zweckmässig 
und kostengünstig sein und dürfen keine unnötige oder nicht aussagekräfti-
ge Untersuchungsschritte beinhalten.  
Zum aktuellen Zeitpunkt fehlen einheitliche, schweizweit gültige Richtlinien 
bezüglich Art und Umfang der Kontrolluntersuchungen. Zudem bestehen 
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unterschiedliche und zum Teil ungenügende verkehrsmedizinische Kennt-
nisse sowohl der untersuchenden Ärzte wie auch der Sachbearbeiter der 
zuständigen Behörden, die ihrerseits in der Lage sein müssen, die ärztlichen 
Beurteilungsformulare zu würdigen, d.h. zu verstehen und bezüglich Inhalt, 
Vollständigkeit und allfälligen Widersprüchlichkeiten zu überprüfen. Die 
Vorgabe des Bundes bezüglich der Untersuchungs- und Beurteilungsformu-
lare ist zudem veraltet und unzweckmässig.  
Aus dieser Situation heraus ergibt sich aus verkehrsmedizinischer Sicht fol-
gender Handlungsbedarf: Es sollten schweizweit einheitliche Richtlinien 
bezüglich Art und Umfang der Untersuchung sowie bezüglich der Untersu-
chungs- und Beurteilungsformulare erlassen werden. Zudem muss die Wei-
ter- und Fortbildung der untersuchenden Ärzte und der Sachbearbeiter ver-
bessert und vereinheitlicht werden. Drittens sollte in allen Kantonen die 
Möglichkeit bestehen, Lenker mit zweifelhafter Fahreignung an einer Spe-
zialabklärungsstelle untersuchen zu lassen, und die Zusammenarbeit der 
Behörden mit den untersuchenden Ärzten und den Spezialabklärungsstellen 
ist zu optimieren.  
Nachdem im Hinblick auf diese Forderungen jahrelang keine Fortschritte 
erzielt wurden, ist aktuell doch ein gewisser Lichtblick vorhanden, und dies 
sogar in mehrfacher Hinsicht. Derzeit werden gewisse Bereiche der Ver-
kehrszulassungsverordnung revidiert. Die Teilrevision über die Verordnung 
über Zulassung von Personen und Fahrzeugen zum Strassenverkehr ist ak-
tuell in der Vernehmlassung. Dabei ist auch nebst einer Aktualisierung der 
medizinischen Mindestanforderungen auch eine Überarbeitung der Unter-
suchungs- und Beurteilungsformulare vorgesehen. Von der Vereinigung 
Schweizerischer Strassenverkehrsämter werden sodann mehrmals jährlich 
Weiterbildungskurse bezüglich verkehrsmedizinischer Grundkenntnisse 
angeboten, und von der verkehrsmedizinischen Abteilung des IRMZ kön-
nen ab dem Jahr 2010 standardisierte Ausbildungskurse für Vertrauensärzte 
durchgeführt werden (Pilotkurse sind bereits in mehreren Kantonen erfolgt).  
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Stichwörter 
Fahreignung bei höheren Führerausweiskategorien 
Fahreignung von Senioren 
verkehrsmedizinische Kontrolluntersuchung 
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